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38 05.02.18 a) Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Stadt 

Ahlen für das Haushaltsjahr 2018 69 – 72  
 
39 01.02.18 b) Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan   

Nr. 47 „Michaelstraße / Mittlerer Verkehrsring“,    
2. vereinfachte Änderung 

   hier: Öffentliche Auslegung  73 – 74  
 
 
  STADT TELGTE 
 
40 30.01.18 a) 82. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Telgte 
   hier: Öffentliche Auslegung 75 – 77  
 
41 30.01.18 b) 1. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbepark 

Kiebitzpohl Nord“ der Stadt Telgte 
   hier. Öffentliche Auslegung 78 – 80  
 
  
  GEOLOGISCHER DIENST NRW 
 
42 29.01.18 Durchführung von Arbeiten für Kartierungen des  

Geologischen Dienstes NRW 81 – 83   

des Kreises Warendorf 
der Stadt Ahlen 
der Abwasserbetrieb TEO AöR 
der Stadt Telgte 
der Volkshochschule Warendorf 
der Sparkasse Beckum-Wadersloh 
der Sparkasse Münsterland Ost 
der Wasserversorgung Beckum GmbH 
der Stadtwerke ETO GmbH & Co. KG 
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  JAGDGENOSSENSCHAFT TELGTE-RAESTRUP 
 
43 05.02.18 Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung 

am 5. März 2018 84 
 
 
  JAGDGENOSSENSCHAFT TELGTE-

WESTBEVERN 
 
44 05.02.18 Einladung zur Jagdgenossenschaftsversammlung 

am 15. März 2018 85 
 
 
  KREIS WARENDORF 
 
45 01.02.18 a) Veröffentlichung gem. § 16 des Gesetzes zur Ver-

besserung der Korruptionsbekämpfung und zur 
Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in 
Nordrhein-Westfalen (KorruptionsbG) vom         
16. Dezember 2004 (GV.NRW.2005 Seite 8) 86 

 
46 30.01.18 b) Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2015 

für den Kreis Warendorf gem. § 116 Abs. 1 GO 
NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW i.V.m.               
§ 53 Abs. 1 KrO NRW 87 – 90  

 
47 06.02.18 c) Öffentliche Bekanntmachung von Verwaltungsent-

scheidungen 91 – 92  
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Bekanntmachung 
 

über die öffentliche Auslegung der  
 

82. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Telgte 
 
 

Der Ausschuss für Planen und Bauen, Umland und Umwelt des Rates der Stadt Tel-
gte hat am 25.01.2018 die Einleitung des Verfahrens der 82. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes gemäß § 2 Absatz 1 BauGB beschlossen.  
 
Gegenstand der 82. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Telgte ist die 
Aufhebung der Darstellung „Grünfläche“ und Darstellung als „Gewerbliche Bauflä-
che“. 
 
Der Aufstellungs- und Änderungsbereich ist in dem beigefügten Kartenausschnitt 
gekennzeichnet und Bestandteil des Beschlusses. 
 
Der Bürgermeister wird beauftragt, die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 
1 des BauGB durchzuführen und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB zu hören. 
 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Gemäß § 3 Absatz 1 des Baugesetzbuches sind die Bürger möglichst frühzeitig über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung öffentlich zu unterrichten. Ihnen ist 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  
Aus diesem Grund liegt der Entwurf der 82. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Telgte mit Begründung in der Zeit vom 
 

19. Februar 2018 bis einschließlich 23. März 2018 
 
bei der Stadtverwaltung Telgte, Fachbereich Planen, Bauen und Umwelt, Baßfeld 4 - 
6, 48291 Telgte, Zimmer 314 während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus. 
Der Planentwurf wird auf Wunsch erläutert. 
 
Während der Auslegungsfrist können Bedenken und Anregungen schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der vorgenannten Stelle vorgebracht werden.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 52 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW in Verbindung mit § 2 
Absatz 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem 
Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 – BekanntmVO -) in der 
derzeitigen Fassung durch den Bürgermeister bestätigt, dass der Wortlaut des Auf-
stellungsbeschlusses mit dem Beschluss des Ausschusses für Planen und Bauen, 
Umland und Umwelt vom 25.01.2018 übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 
und 2 Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 
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Der vorstehende Beschluss des Ausschusses für Planen und Bauen, Umland und 
Umwelt des Rates der Stadt Telgte vom 25.01.2018 zur 82. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Telgte wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
Telgte, 30.01.2018 
 
Stadt Telgte 
Der Bürgermeister 
gez. 
 
 
 
Wolfgang Pieper 

76



Ü

L

N

N

FFH

K

K

G
  D

N
 6

00

M

A

G

G

G

P

G

BD

G G

Ü

L

N

N

FFH

K

K

G
  D

N
 6

00

M

A

G

G

G

P

G

BD

G G

G

G

DARSTELLUNGENÄNDERUNGSVERFAHREN
Der Ausschuss für Planen und Bauen, Umland und Umwelt des Rates der Stadt Telgte hat am __.__.____
gem. § 2 und § 2a des Baugesetzbuches beschlossen, die 82. Änderung des Flächennutzungsplanes
durchzuführen.
Dieser Beschluss ist am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht worden.
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit  über die Bauleitplanung hat vom __.__.____ bis __.__.____
gem. § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches  stattgefunden.
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Bauleitplanung hat vom
__.__.____ bis __.__.____ gem. § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches  stattgefunden.
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Der Ausschuss für Planen und Bauen, Umland und Umwelt des Rates der Stadt Telgte hat am __.__.____
gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  beschlossen, diese 82. Änderung des Flächennutzungsplanes
– Entwurf mit Begründung -  öffentlich auszulegen.
Telgte, den 

Diese 82. Änderung des Flächennutzungsplanes   - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 3 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ einschließlich zu jedermanns Einsicht
öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht.
Diese Auslegung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2
des Baugesetzbuches  durchgeführt .
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Der Rat der Stadt hat gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Sitzung am __.__.____ über die 
vorgebrachten Anregungen und Bedenken entschieden und die 82. Änderung des Flächennutzungsplanes
einschließlich Begründung festgestellt.
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Diese 82. Änderung des Flächennutzungsplanes  ist gem. § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches  mit Verfügung
vom __.__.____ genehmigt worden.
Münster, den

Die Bezirksregierung
Im Auftrag :

Die Genehmigung dieser 82. Änderung des Flächennutzungsplanes  ist gem. § 6 Abs. 5 des Baugesetzbu-
ches am__.__.____ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung wird die 82. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes  wirksam.
Telgte, den 

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Wolfgang Pieper
Bürgermeister

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), in der 
zuletzt geänderten Fassung.
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  - BauNVO -) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), in der zuletzt geänderten Fassung.
Planzeichenverordnung  1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.
Gemeindeordnung  Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.
Wasserhaushaltsgesetz  (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 31.07.2009 (BGBl. I S.2585), 
in der zuletzt geänderten Fassung. 
Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntmachung  vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung.
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung.
Bundes-Immissionsschutzgesetz  (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 17.05.2013
(BGBl. I S. 1274), in der zuletzt geänderten Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN

Geltungsbereiche  der 82. Änderung

Stadt Telgte
Flächennutzungsplan
82. Änderung

Maßstab im Original

Blattgröße
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15 D-48653  Coesfeld
Telefon +49 (0)2541 9408-0 Fax  6088

WoltersPartner
Architekten & Stadtplaner

info@wolterspartner.de

ERLÄUTERUNGEN DER ÄNDERUNGSPUNKTE

1 Änderung von „Grünfläche“  in „Gewerbliche Baufläche“

STAND: ALT (wirksam) STAND: NEU (82. Änderung)

Gewerbliche Baufläche gem. § 5 (2) Nr. 1 BauGB

Grünfläche gem. § 5 (2) Nr. 5 BauGB

1
2

1

G

2 Änderung von „Gewerbliche Baufläche“ in „Grünfläche“
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Bekanntmachung 

 
über die öffentliche Auslegung der  

 
1. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbepark Kiebitzpohl Nord" 

der Stadt Telgte 
 

Der Ausschuss für Planen und Bauen, Umland und Umwelt des Rates der Stadt Tel-
gte hat in seiner Sitzung am 25.01.2018 die 1. Änderung des Bebauungsplanes 
"Gewerbepark Kiebitzpohl Nord" der Stadt Telgte gemäß § 2 Absatz 1 BauGB be-
schlossen. 

Der räumliche Änderungsbereich ist in der beigefügten Planübersicht gekennzeich-
net. 

Der Bürgermeister wurde beauftragt, die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Ab-
satz 1 des Baugesetzbuches sowie die Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 des Baugesetzbuches durchzufüh-
ren. 

Übereinstimmungserklärung: 

Der vorstehende Beschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbepark 
Kiebitzpohl Nord" der Stadt Telgte stimmt mit dem Änderungsbeschluss des Aus-
schusses für Planen und Bauen, Umland und Umwelt des Rates der Stadt Telgte 
vom 25.01.2018 überein. Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande gekommen. 

Telgte, den 30.01.2018 

Stadt Telgte 
Der Bürgermeister 

gez. 

Wolfgang Pieper 
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Öffentlichkeitsbeteiligung 

Gemäß § 3 Absatz 1 des Baugesetzbuches ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten. Ihr ist Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung zu geben. 

Aus diesem Grund kann der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes "Ge-
werbepark Kiebitzpohl Nord" der Stadt Telgte in der Zeit vom  

19. Februar 2018 bis einschließlich 23. März 2018 

bei der Stadtverwaltung Telgte, Fachbereich Planen, Bauen und Umwelt, Baßfeld 4 - 
6, 48291 Telgte, Zimmer 314, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen 
werden. Der Planentwurf wird auf Wunsch erläutert. 

Während der vorgenannten Zeit können Bedenken und Anregungen zum Entwurf der 
1. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbepark Kiebitzpohl Nord" der Stadt Telgte 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der vorgenannten Stelle vorgebracht werden. 

Bekanntmachungsanordnung 

Hiermit wird gemäß § 52 Absatz 3 Gemeindeordnung NRW in Verbindung mit § 2 
Absatz 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem 
Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 – BekanntmVO -) in der 
derzeitigen Fassung durch den Bürgermeister bestätigt, dass der Wortlaut des Ände-
rungsbeschlusses mit dem Beschluss des Ausschusses für Planen und Bauen, Um-
land und Umwelt vom 25.01.2018 übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 und 2 
Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 

Der vorstehende Beschluss des Ausschusses für Planen und Bauen, Umland und 
Umwelt des Rates der Stadt Telgte vom 25.01.2018 zur 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes "Gewerbepark Kiebitzpohl Nord" der Stadt Telgte wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Telgte, den 30.01.2018  

Stadt Telgte 
Der Bürgermeister 

gez. 

Wolfgang Pieper 

79



BP "Gewerbepark Kiebitzpohl-West"
– Erweiterung

BP "Gewerbepark Kiebitzpohl-West"

BP "Gewerbepark Kiebitzpohl“

BP "Gewerbepark Kiebitzpohl-Nord"

BP "Gewerbepark Kiebitzpohl-Nord"
- 1. Änderung

TEXT
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (4), (5)  und (9) BauNVO)

1.1 Das Gewerbe- und Industriegebiet wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen
Bedürfnissen und Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt. (Bereiche 1 bis 3)

1.2 In dem Gewerbe- und Industriegebiet sind Betriebe und Anlagen der innerhalb der jeweiligen zeich-
nerischen Festsetzung genannten Abstandsklassen gemäß Abstandsliste 2007 des Abstands-
erlasses NRW (in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.10.07 MBl. NRW 2007 S. 659), die
unter der lfd. Nr. (Abstandsklasse) aufgeführt sind und solche Betriebe und Anlagen unzulässig,
deren Emissionsverhalten ähnlich ist. Die Abstandsliste ist als Anlage Bestandteil der Begründung.
Der Abstandserlass kann während der Dienststunden in der Stadtverwaltung Telgte eingesehen
werden.

1.3 Eine Ansiedlung von Betriebsbereichen § 3(5a) BImSchG bzw. von Anlagen, in denen entsprechende
BImSchG Mengen gefährlicher Stoffe ausgesetzt werden und die aufgrund dessen unter den
Geltungsbereich der 12. BIMSchV – Störfallverordnung – fallen, ist nicht zulässig.

1.4 Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe und Anlagen der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklasse
(höheres Abstandserfordernis), wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden,
dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen
nachweislich auf der Grundlage von baulichen, technischen oder organisatorischen Maßnahmen
nicht überschreiten.

1.5 Im gesamten Plangebiet sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Kernsortimenten gemäß
sogenannter „Telgter Sortimentsliste” (Einzelhandelskonzept für die Stadt Telgte - Junker und Kruse,
Dortmund, November 2007, 1. Änderung Februar 2012) ausgeschlossen.
Das sind:
- Nahrung- und Genussmittel
- Gesundheits- und Körperpflegeartikel
- Papier, Bürobedarf, Schreibwaren / Zeitungen, Zeitschriften / Bücher
- Blumen
- Bekleidung / Wäsche
- Schuhe / Lederwaren
- Glas, Porzellan, Keramik / Hausrat / Geschenkartikel
- Spielwaren / Hobby / Basteln / Musikinstrumente
- Sportartikel / Fahrräder / Camping (ausgenommen Sportgroßgeräte)
- Uhren / Schmuck
- Unterhaltungselektronik / Musik / Video / PC / Drucker / Kommunikation / Foto
- Medizinische und orthopädische Artikel
- Elektro / Leuchten / Haushaltsgeräte
- Wohneinrichtung (ausgenommen Teppiche Einzelware, Bettwaren/Matratzen)

1.6 Im Gewerbegebiet sind die gem. § 8 (3) BauNVO sonst ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
(Wohnungen für Aufsichts- und Betriebsleiter und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

1.7 Im Industriegebiet sind die gem. § 9 (3) BauNVO sonst ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
(Wohnungen für Aufsichts- und Betriebsleiter und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
(gem. § 9 (1) Nr. 1 u. (2) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

2.1 Höhe der baulichen Anlagen
Für die maximale Baukörperhöhe (obere Dachkante) ist als unterer Bezugspunkt das Mittel aus den
Straßenhöhen der Schnittpunkte der beiden seitlichen Grundstücksgrenzen mit der Straßen-
begrenzungslinie festgesetzt. Die Höhe der Straßenoberkante der zugeordneten Erschließungs-
straße ist als Bezugspunkt (m ü. NHN) jeweils in der Planzeichnung eingetragen.

3. BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22  (4)BauNVO)

3.1 Auf den Gewerbe- und Industriegebietsgrundstücken ist abweichende Bauweise festgesetzt. Eine
produktionsbedingte bzw. betriebsbedingte Überschreitung der Gebäudelängen von 50 m ist
grundsätzlich zulässig, wobei die für eine offene Bauweise erforderlichen Grenzabstände gem. BauO
NW einzuhalten sind.

4. FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG UND / ODER MIT BINDUNGEN ZUM ERHALT  VON BÄUMEN
UND STRÄUCHERN (gem. §  9 (1) Nr. 25 BauGB)

4.1 Auf den privaten Stellplatzflächen ist anteilig je 4 Stellplätze ein Laubbaum zu pflanzen.

4.2 In der öffentlichen Verkehrsfläche ist eine Baumreihe aus Winterlinde (Tilia cordata) anzupflanzen –
jeweils in der Qualität HSt, 3xv, StU 12-14. Die Bäume (mind. 50 Stck.) stehen in einem Abstand von
15 m. Die genauen Standorte sind nach Detailplanung auf die örtliche Situation
(Grundstückszufahrten etc.) abzustimmen. Die Abstände sind danach geringfügig verschiebbar.

4.3 Die Grünsubstanzen der Flächen zur Anpflanzung und der gem. textlicher Festsetzung
durchzuführenden Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Ausfall ist durch Neuanpflanzungen mit
gleichartigen Gehölzen zu ersetzen.

Wahlweise zu verwendende Gehölze und Mindestqualitäten
Bäume II. Ordnung, LHEI, 1xv, 100-150 Sträucher LSTR, 1 xv, mw, 70-90
Tilia cordata – Winterlinde Cornus sanguinea – Bluthartriegel
Quercus robur – Stieleiche Cornus mas – Kornelkirsche

Corylus avellana – Hasel
Bäume II. Ordnung, LHEI, 1xv, 100-150 Crataegus spec.* – Weißdorn
Acer campestre – Feldahorn Euonymus europaea – Pfaffenhütchen
Carpinus betulus – Hainbuche Prunus spinosa* – Schlehe
Malus sylvestris – Wilder Apfel Rosa canina* – Hundsrose
Sorbus aucuparia – Vogelbeere Sambucus nigra – Schwarzer Holunder

Salix caprea – Salweide
Viburnum opulus – Gemeiner Schneeball

* bewehrte Arten

5. AUSGLEICHSMASSNAHMEN 
(gem. §  9 (1a) BauGB)

5.1 Die erforderlich werdenden Maßnahmen gem. § 9 (1) Nr. 15 und 25 BauGB werden dem durch die
Planung vorbereiteten Eingriff insgesamt als Ausgleichsmaßnahmen bzw. -flächen zugeordnet.

5.2 Die externen Ausgleichsmaßnahmen bzw. –flächen werden dem durch die Planung verursachten
Eingriff entsprechend des erforderlichen Ausgleichsbedarfs im weiteren Verfahren ergänzt.

PLANÜBERSICHT M 1 : 10.000

„GEWERBEPARK KIEBITZPOHL NORD“ – 1. ÄNDERUNG
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Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 

 

Der Geologische Dienst NRW in Krefeld, ein Landesbetrieb, wird im Sinne des 

Lagerstättengesetzes vom 4. Dezember 1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung vom 10. November 

2001 (BGBl. S. 2992) Arbeiten für die bodenkundliche Landesaufnahme durchführen. 

 

Zeitraum März – Dezember 2018 

Kreis Warendorf 

Stadt/Gemeinde Warendorf, Ostbevern, Sassenberg 

 

Die damit Beauftragten müssen zur Erledigung ihrer Untersuchungen fremde Grundstücke betreten. 

Die dazu entsprechenden Regelungen finden sich im Landesbodenschutzgesetz vom 9. Mai 2000 

(LbodSchG §3 und§14), im Landesforstgesetz vom 24. April 1980 (LfoG §60 in der Fassung vom 

9. Mai 2000) und im Landschaftsgesetz vom 21. Juli 2000 (LG §10). 

 

Diese regionalen Untersuchungen dienen einer allgemeinen Bestandsaufnahme des Bodens und des 

Untergrundes.
*)

 Die Ergebnisse der Aufnahme werden in amtlichen Karten veröffentlicht. Sie sind 

wichtige Unterlagen für viele Aufgaben, z. B. in der Land- und Forstwirtschaft (Bodennutzung, 

Bodenverbesserung, Erosionsschutz, Holzartenwahl), im Bauwesen, bei der Planung und 

Landespflege (Landesplanung, Bauleitplanung, Naturschutz), im Landeskulturbau und in der 

Wasserwirtschaft (ent- und bewässerungsbedürftige Flächen) sowie für die wissenschaftliche 

Forschung und den naturkundlichen Unterricht. 

 

Im Rahmen der Kartierungen sind kleine Handbohrungen notwendig, stellenweise auch 

Aufgrabungen zur Entnahme von Bodenproben. Auf Grund der vorbezeichneten Gesetze haben 

Grundstückseigentümer den vom Geologischen Dienst NRW beauftragten Personen das Betreten 

ihrer Grundstücke, mit Ausnahme von Wohngebäuden sowie die Vornahme der genannten 

Außenarbeiten jederzeit zu gestatten. Etwaige durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden 

werden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. Die durch Dienstausweise mit 

Lichtbild sich ausweisenden Beauftragten des Geologischen Dienstes NRW werden auf die 

landwirtschaftlichen Belange und die derzeitige Nutzung der Grundstücke weitgehend Rücksicht 

nehmen. 

 

Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geologischen Dienstes NRW bei ihren 

Aufgaben zu unterstützen. 

                                                 
*)

 Richtlinien über die Durchführung land- und forstwirtschaftlicher Standortuntersuchungen und deren Anwendung in 

Umweltschutz, Raumordnung, Land- und Forstwirtschaft (Gem. RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung 

und Landwirtschaft – IIIB-335-8583 – u. d. Ministeriums für Wirtschaft und Mittelstand, Technologie und 

Verkehr – 313-66-75 – v. 5.9.1997). 
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Veröffentlichung gemäß § 16 des Gesetzes zur Verbesserung der 
Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen (KorruptionsbG) vom 16. 
Dezember 2004 (GV.NRW.2005 Seite 8) 
 
 
 
 
Die dem Landrat des Kreises Warendorf nach § 16, § 1 Abs. 1 Nr. 1 
KorruptionsbG erteilten Auskünfte der Bürgermeister/in der kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden, der Mitglieder des Kreistages des Kreises Warendorf 
und seiner Ausschüsse sowie der sachkundigen Bürgerinnen und Bürger können 
im Kreishaus, Waldenburger Straße 2, 48231 Warendorf eingesehen werden. 
 
Die Möglichkeit zur Einsichtnahme besteht nach vorheriger Terminabsprache 
(Telefon: 02581/53-8005) in Zimmer B4.09 während der Dienstzeiten (montags 
bis donnerstags von 8.30 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, freitags 
von 8.30 bis 12.00 Uhr). 
 
 
 
 
 
 
 
Landrat Dr. Olaf Gericke 
Warendorf, den 01.02.2018 
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Bekanntmachung 

des Gesamtabschlusses 2015

für den Kreis Warendorf 

gem. § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW i.V.m. § 53 Abs. 1 
KrO NRW

Der Kreistag des Kreises Warendorf hat in seiner Sitzung am 15. Dezember 2017 den
Gesamtabschluss des Kreises für das Haushaltsjahr 2015 bestätigt und hat dem Land-
rat Entlastung erteilt. 

Der Kreistag fasste folgenden Beschluss:

"Der Gesamtabschluss 2015 des Kreises Warendorf wird bestätigt. Dem Landrat wird 
für den Gesamtabschluss 2015 Entlastung erteilt."

Der Gesamtabschluss (Gesamtergebnis- und Kapitalflussrechnung) und die Gesamtbi-
lanz zum 31.12.2015 sind Bestandteil dieser Bekanntmachung.

Der Gesamtabschluss 2015 wird bis zur Bestätigung des Gesamtabschlusses 2016
beim Kreis Warendorf, -Kämmerei- Kreishaus, Waldenburger Str. 2, Raum C 1.92 wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten (montags bis don-
nerstags von 8.00 Uhr bis 16:00 Uhr u. freitags von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr).

Warendorf, den 30.01.2018

Dr. Olaf Gericke 
Landrat
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A K T I V A P A S S I V A

Haushaltsjahr Vorjahr  Haushaltsjahr Vorjahr
€ € € € € €

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 992.515,59 884.084,54 I. Allgemeine Rücklage 0,00 -1.037.025,15
II. Ausgleichsrücklage 0,00 887.865,51

II. Sachanlagen III. Ergebnisvorträge verselbstständigter Aufgabenbereiche 1.821.652,94 2.011.077,70
IV. Gesamtbilanzgewinn/-verlust 6.119.678,49 -698.179,16

1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte V. Nicht durch Rücklagen gedeckter Fehlbetrag -14.109.934,27 0,00
1.1 Grünflächen 407.766,25 407.766,25 VI. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 6.168.602,84 0,00
1.2 Ackerland 897.897,20 774.286,00 VII. Sonderrücklage 200.000,00 200.000,00
1.3 Wald, Forst 165.442,00 165.442,00 VIII. Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 1.400.962,17 1.284.046,46
1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 203.476,28 288.635,22 1.600.962,17 2.647.785,36

1.674.581,73 1.636.129,47
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte B. Sonderposten

2.1. Schulen 52.305.548,00 53.762.706,00
2.2 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude 34.548.579,87 35.350.712,09 1. Sonderposten für Zuwendungen 103.370.079,33 105.269.996,81

86.854.127,87 89.113.418,09 2. Sonderposten für den Gebührenausgleich 875.965,87 1.573.588,25
3. Infrastrukturvermögen 104.246.045,20 106.843.585,06

3.1. Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 14.287.084,56 13.512.703,58
3.2. Brücken und Tunnel 5.996.805,00 6.026.875,00 C. Rückstellungen
3.3. Entwässerungs-/Abwasserbeseitigungsanlagen 625.736,00 848.288,26
3.4 Straßen, Wegen, Plätzen, Verkehrslenkungsanlagen 70.093.584,32 72.171.509,50 I. Pensionsrückstellungen 116.791.892,00 117.734.267,00
3.5 Abfallbeseitungungsanlagen 15.201.319,79 21.016.955,50 II. Rückstellungen für Deponien und Altlasten 50.290.013,00 50.412.501,00

106.204.529,67 113.576.331,84 III. Instandhaltungsrückstellungen 832.739,24 395.000,00
4. Bauten auf fremden Grund und Boden 2.963.490,95 1.848.724,56 IV. Steuerrückstellungen 32.000,00 5.887,29
5. Kunstgegenstände, Kulterdenkmäler 2.636.144,70 2.596.226,26 V. Sonstige Rückstellungen 15.760.258,05 13.847.170,47
6. Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 7.959.492,66 4.581.272,65 183.706.902,29 182.394.825,76
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 9.872.705,05 9.340.610,81
8. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 8.785.379,81 3.261.750,43 D. Verbindlichkeiten

226.950.452,44 225.954.464,11
III. Finanzanlagen I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 32.260.289,00 35.409.607,18

II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 168,52 1.350.184,33
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 7.093.499,00 7.093.499,00 II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 4.629.639,02 3.084.055,83
2. Anteile an assoziierten Unternehmen 262.574,28 447.539,28 III. Sonstige Verbindlichkeiten 4.004.728,17 4.166.913,92
3. Beteiligungen 3.664.387,34 3.664.387,34 IV. Erhaltene Anzahlungen 5.000.145,81 936.744,38
4. Wertpapiere des Anlagevermögens 31.489.801,28 46.124.966,84 45.894.970,52 44.947.505,64
5. Ausleihungen 2.510.895,14 1.925.325,31

45.021.157,04 59.255.717,77 E. Passive Rechnungsabgrenzung 10.422.162,65 8.963.958,28
272.964.125,07 286.094.266,42

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 1.019.256,14 702.332,43

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen 17.569.534,03 17.512.449,09
2. Sonstige Vermögensgegenstände 1.901.451,88 1.609.662,75

19.470.985,91 19.122.111,84
III. Liquide Mittel 27.164.621,51 23.736.600,62

47.654.863,56 43.561.044,89

C. Aktive Rechnungabgrenzung 19.083.451,36 16.142.348,79

D. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 6.168.602,84 0,00

345.871.042,83 345.797.660,10 345.871.042,83 345.797.660,10
 

Gesamtbilanz
Kreis Warendorf

zum 31. Dezember 2015
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Gesamtergebnisrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

Ergebnis des Gesamtergebnisrechnung
Haushaltsjahres des Vorjahres

€ €
1. Steuern und ähnliche Abgaben 3.764.370,43 3.835.694,30
2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen 217.349.366,09 207.341.144,40
3. Sonstige Transfererträge 5.253.206,12 4.912.570,61
4. Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 19.909.208,07 19.606.207,47
5. Privatrechtliche Leistungsentgelte 28.508.479,94 29.141.523,04
6. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 102.019.360,69 96.341.057,72
7. Sonstige ordentliche Erträge 19.850.483,18 16.160.226,12
8. Aktivierte Eigenleistungen 236.638,52 37.579,37
9. Bestandsveränderungen - 19.509,14 - 1.098,78

10. Ordentliche Gesamterträge 396.871.603,90 377.374.904,25
11. Personalaufwendungen 60.326.433,27 60.743.183,20
12. Versorgungsaufwendungen 5.427.891,00 5.302.847,61
13. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 33.957.428,62 34.050.926,65
14. Bilanzielle Abschreibungen 12.911.051,85 13.149.394,16
15. Transferaufwendungen 263.041.299,78 252.116.920,28
16. Sonstige ordentliche Aufwendungen 12.792.216,89 12.562.072,56
17. Ordentliche Gesamtaufwendungen 388.456.321,41 377.925.344,46
18. ordentliches Gesamtergebnis 8.415.282,49 - 550.440,21
19. Finanzerträge 1.713.049,89 1.967.285,48
20. Finanzaufwendungen 1.280.742,41 1.477.924,99
21. Gesamtfinanzergebnis 432.307,48 489.360,49
22. Gesamtjahresergebnis 8.847.589,97 - 61.079,72
23. Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis 869.349,75 637.099,44
24. Einstellung in die Allgemeine Rücklage 1.858.561,73 0,00
25. Gesamtbilanzgewinn/-verlust 6.119.678,49 - 698.179,16
Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen und Aufwendungen mit der allgemeinen Rücklage
26. Verrechnete Erträge bei Vermögensgegenständen 29.854,60 69.263,12
27. Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen 7.193,55 0,00
28. Verrechnete Aufwendungen bei Vermögensgegenständen 36.665,30 14.794,08
29. Verrechnete Aufwendungen bei Finanzanlagen 6.256.800,00 1.877.040,00
30. Verrechnungssaldo - 6.256.417,15 - 1.822.570,96

Kreis Warendorf
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Anlage 3.2

Kapitalflussrechnung nach DRS 2 (Mindestgliederung)

Ergebnis 

Geschäftsjahr

Ergebnis Vorjahr

€ €

1. Gesamtjahresergebnis 8.847.589,97 -61.079,72

2. +/– Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände 

des Anlagevermögens 12.905.932,35 13.149.394,16

3. +/– Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 1.312.076,53 5.447.957,88

4. –/+ Auflösung von Sonderposten und sonstige zahlungs-

unwirksame Erträge/Aufwendungen -6.136.622,16 -5.735.010,73

5. –/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen

des Anlagevermögens -29.149,58 -17.671,55

6. –/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht

der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind -3.606.900,35 - 2.416.405,87

7. +/– Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 6.905.003,24 - 1.764.059,78

8. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 20.197.930,00 8.603.124,39

9. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

Sachanlagevermögens 71.809,47 455.389,65

10. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -13.856.903,69 -6.380.510,89

11. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

immateriellen Anlagevermögens 11,53 1,51

12. - Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -478.622,77 -408.415,97

13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

Finanzanlagevermögens 2.395.249,28 3.683.201,59

14. - Auzahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen -2.638.725,51 -3.489.185,42

15. + Einzahlungen für Sonderposten aus Zuwendungen und Beiträgen

sowie sonstigen Sonderposten 2.726.606,56 2.705.977,62

16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit -11.780.575,13 -3.433.541,91

17. - Auszahlungen an Minderheitsgesellschafter (Dividenden, Erwerb

eigener Anteile, Eigenkapitalrückzahlungen, andere Ausschüttungen) -490.000,00 -514.500,00

18. + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der

Aufnahme von (Finanz-)krediten 93.320.000,59 104.645.134,24

19. - Auszahlung aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten -97.819.334,57 -107.258.378,76

20. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -4.989.333,98 -3.127.744,52

21. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 3.428.020,89 2.041.837,96
22. +/- Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 23.736.600,62 21.694.762,66

23. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 27.164.621,51 23.736.600,62
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Benachrichtigung / öffentliche Zustellung 
 
Das Straßenverkehrsamt des Kreises Warendorf hat für 

 

Herrn Gheorghita-Valentin Croitoriu 
 
letzte bekannte Anschrift: Napoleonsdamm 20,48361 Beelen 
mit Schreiben vom          : 06.02.2018 
Aktenzeichen                  : 368300/GB/6/JP 
 
Eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. § 1 i.V.m. § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wen seit dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendort, im Straßenverkehrsamt, Waldenburger Str. 2, 
48231 Warendorf, Zimmer B0.52, während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, den 06.02.2018 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
 
 

Benachrichtigung / öffentliche Zustellung 
 
Das Straßenverkehrsamt des Kreises Warendorf hat für 
 

Herrn Giuseppe Carfora 
 

letzte bekannte Anschrift: Glandorfer Str. 8, 48336 Sassenberg 
mit Schreiben vom          : 06.02.2018 
Aktenzeichen                  : 368300/GB/7/JP 
 
Eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 
 
Da der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das 
Schreiben gem. § 1 i.V.m. § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als 
zugestellt, wen seit dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Schreiben kann im Kreishaus Warendort, im Straßenverkehrsamt, Waldenburger Str. 2, 
48231 Warendorf, Zimmer B0.52, während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen 
werden. 
 
48231 Warendorf, den 06.02.2018 
 
Kreis Warendorf 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Der Kreis Warendorf hat in dem Verwaltungsverfahren, Louay Ayas, zuletzt wohnhaft in 

Martin-Luther-Straße 7 59269 Beckum mit Schreiben vom 06.02.2018, Aktenzeichen 

3200/397775 eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 

 

Da der derzeitige Aufenthaltsort der o. g. Person nicht bekannt ist, wird das Schreiben 

durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt (§ 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 2 

Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen). Es wird darauf 

hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf 

Rechtsverluste drohen können. 

 

Es gilt an dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage des Aushangs zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

Das Schreiben kann im Jobcenter Kreis Warendorf, Anlaufstelle Beckum, Zimmer 207, 

Alleestraße 72 -74, 59269 Beckum, während der allgemeinen Dienstzeit eingesehen 

werden. 

 

 

Kreis Warendorf 

Der Landrat
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